
D e s c h l u B

In Sachen

Klägers und Revisioneklägers,

g e g e n

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 11. Senat des Bundessozialgeriohts am 14. August 1959

unter Mitwirkung des

Senatspräsidenten Dr. H a u e i s e n
als Vorsitzenden,

des Bundesrichters Dr. S t r a u B

und der Bundesrichterin Dr. S c h w a r z

beschlosseni

1. Der Antrag des Klägers, ihm wegen Versäumung der Revi—

sionsfrist Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ge—

währen, wird abgelehnt.

2. Die Revision gegen das Urteil des Landessozialgerichts

Baden—Württemberg vom 15. November 1958 wird als unzu—

lässig verworfen.

5. Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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Q_E_B-E.Q„S_L

Das Urteil des Landessozialgerichts (LSG„) Baden—Württem—

berg ist den damaligen Prozeßbevollmäohtigten des Klägers,

den Sozialreierenten des Verbandes der Kriegsbesohädigten,

iiriegshinter bliebenen und Sozialrentner Deutschlands, Lan—

desverband Baden—Württemberg in Stuttgart — VdK° —, am 180

‘ezember 1958 vom L% „ gegen Empfangsbekenntnis nach 5 5

Abs, 2 des ‘fer waltun gszustelllungsgesetzcs (VWZG) vom 3,

Juli 1952 (BGbl l S° 579) zugestellt worden„ Gegen dieses
Urteil hat der vom Kläger im Revi sionsverfahren bevollmäch—

tigte Vertreter des Gewerkschaftsbundes, Bundesvorstand

kassel, um 50 März 1959 Revision eingelegt, diese Revision

ist am 15, März 1959 rechtswirksam zurückgenommen worden°

mit So hrii'tsatz vom 15 Januar 1959 hat Rechtsanvalt Dr°

MXX)X) X als Bevollmächtigter des Klägers durch Eilbrief

Revision eineelegt, diese Revisionssohrift ist am 200Januar

1959 beim Bundessozialgericht (BSGO) eingegangen, der Eil-
brief ist am 190 Januar 1959 vom Postamt Ulm abgestempelt;

am 160 März 959 hat Rechtsanwalt Dr° MXXXXXXX dem BSG an—

gezeigt, daß er die Vertretung niedergelegt habe° Mit Schrift—

satz vom 160 März 1959 hat sich Rechtsanwalt Schxxxx als

Prozeßbevollmächtigter des Klägers legitimiert, er hat Wie»

dere ins etzung in den vorigen Stand wegen der Versäumung der

llevis ions fris ct beantragt, Revisionsanträg e gestellt und die

Revision begründet° Zur Begründung des Antrags auf Wieder—

einsetzung hat Rechtsanwalt SthXXX eine schriftliche Erklä—

:Lung von Rechtsanwalt Dr° AXXXXJXX vorgelegt, in der dieser

anwaltschaftlich versichert, daß in seiner Kanzlei angefer—

tigte Sehriftsätze nicht vordatiert werden und daß sie regel—

mäßig sniates tens am nei.ehsten Tag nach der maschinensehrift—

lichen Abfassung unterzeichnet werden; wann der Schriftsatz

vom 50 März 1959 zur Post gebracht worden sei, lasse sich

mit Sicherheit nicht mehr feststellen,

Die Wahrung der Fris t für die Einlegung eines Rechtsmittels

hört zu den Prezeßvoraussetzungen fur die StatthaftigkeitC"3Ob
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des Rechtsmittels und ist von Amts wegen
zu prüfen° Die Ent—

scheidung dieser Frage ist davon abhängig, ob die Zustellung am

18, Dezember 1958 wirksam gewesen ist° Nach 5 5 Abs, 1 VwZG kann
eine Behörde einen Schriftsatz dadurch zustellen, daß der zu—

stellende Bedienstete das Sehriftstück dem Empfänger aushändigt,

der Empfänger ein mit dem Datum der Aus händigung vers ehe nes
Bmpfangs be1tenntnis unterschreibt und der Bedienstete das Datum

der Zustellung auf dem auszuhändigenden Schriftstück vermerkt°

Nach 5 5 £rbso 2, 1, Halbsatz, VWZG le nn das Schriftstück "an

Behörde en, Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts,

Rechts anvrälte, Patentanv älte, Verwa ltun3srcchtsrä te, Notare,

Steuerberater und Helfer in Steuersachen auch auf andere Weise

uocrnittelt werden", nach @ 5 Abs° 2, 2° Halbsatz VWZG genügt

dann “als Nachweis der Zustellung „c., das mit Datum und Unter—

so} rift versehene Bmpfängsbekenntnis, das an die Behörde zurück—

zusenden ist”° Die Zust cillung an den zu den damali?en Prozeß—

bevollmächtigten des Kläg rs ählenden Sozialreierenten Sch1XÄX

des VdK° ist durch ein solches Empfangsbekenntnis nachgewiesen°

Die Sozialreferenten oder Verbandsvertreter des VdK, sind zwar

unter den Personengruppen, an die nach 5 5 Abs, 2 VWZG verein—

facht zugestellt werden kann, nicht aufgeführt, der VdK, gehört

auch nicht zu den Behörden, Körperschaften und Anstalten des

öffentlichen Rechts° Es bestehen jedoch keine Bedenken, auf die

Vertreter der Verbände, die nach 3 75 Abs° 6 Satz 5 des Sozial—

geric htscesetze“ (SGS) befugt sind, Verbandsangehörige vor den
„

‘oz aige erichten, Landes sozial erichten und dem Bundessozialgericht

zu vertreten, die Vorschriften anzuwenden, die für die in 9 5

ibsc 2 VWZG aufgeführten Personengruppen gelten (ebenso Tesmer,

Die Ortskrankenkasse 1957 s„ 245 ff 15517; LSG° Baden—Württem—

berg, Breithaupt 1957's„ 177 ff. 17797; LSG. Rheinland—Pfalz,
Bre ithaupt 1959 SD 80; Micsbs ch—gnkenbranlc Anm. zu $ 63 ‘GG,

& 5 vvzs, so 65; a„A„ Peters ‘a „tt r—Volff zu @ 65 see; Klink,
Die Ortskrankenkasse 1059 3.

6
fi. ) Der Senat sieht ebenso wie

Te euer und auch Peters—Sautter—zolff das setzg eberische Motiv

für die 3egelunß der vereinfachten Zustellung in 5'5 Abs, 2

VwZG in demlxsonde eren Vertras uen, das die dort aufgeführten
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Stellen und Personen verdienen. Dieses besondere Vertrauen ist

aber jedenfalls nicht nur deshalb gerechtfertigt, weil diese ‘

°ersonengruppen eine durch eine besondere Auslese und Ver—

pflichtung bedingte Stellung im öffentlichen Leben haben und

dem Staat und meist auch einer Standesorganisation gegenüber

durch ihren Beruf oder ihr Amt verantwortlich sind (so Klink

.aoaooo), es ergibt sich vielmehr ebenso auch daraus, daß die—

se Perssonenurup\en mit der Führung fremder Rechtsangelegen—

heiten im allgemeinen oder auf einem besonderen Fachgebiet

besonders vertraut sind; dieses Vertrauen ist in 5 73 Abs° 6

Satz 3 .JGG dadurch zum Ausdruck gekommen, daß die dort aufge—

1fdhrten Verbandsvertreter, auch wenn sie die Bee orgung frem—

der_Rechtsangelegenheiten vor Gericht geschäftsmäßig betrei—

ben, nicht nach 5 157 Abs° 1 der Zivilprozeßordnung (ZPO) in

der mündlichen Verhandlung ausgeschlossen sind, im Gegensatz

zu Rechtsbeistünden und Prozeßagenten, die nach 5 157 Abs° 3

EPO, auf den in @ 73 Abs, 6 Satz 1 SGG verwiesen wird, auch

vor den der ichte n der oo&1alserichtsbarkeit in der mündlichen

Verhandlung in der Regel ausgeschlossen sind° Wenn in 5 5

Abs° 2 VWZG die in 3 73 Abs° 6 Satz 3 SGG genannten Verbancs—

vertreter nicht ausdrücklich aufgeführt sind, so erklärt sich

dies, wie Tesmer a„a,O„ zutreffend ausführt, daraus, daß das

SGG vom 5 September 195 3 erst nach dem VwZG in Kraft getre-

ten ist" Auch aus der Tatsache, daß in 5 50 Abs. 2 des Arbeits—
$richtsresetzes (ArbGG) in der Fassung vom 3, September 1953

(BGBl I so 1267) durch die Verweisung auf s 11 Abs. 1 ArbG
und 5 M1 a ZPO die vereinfachte Zustellung an Verbandsver—_

treter in der Form, wie sie auch in 5 5 Abs„ 2 VWZG geregelt

'st, zugelassen ist, kann nicht geschlossen werden, daß es

sich um eine Aus-ahmebestimmung handele, die als solche zu dem

Umkehrs chluß zwinxe, daß im sozia l Deriehtlichen Verfahren an
die nicht ausdrick110he .in 5 5 Abs 2 VWZG genannten Personen—

gruopen nicht vereinfacht zugestellt werden dürfe° Die in 5

11 abs. 1 1rbGG genannten Verbandsvertreter decken sich weit—

gel end mit den in $ 73 Abs° 6 Satz 3 SGG genannten (Vertreter

von Gewerkschaften, Arbeitgebervereinigungen, von selbständi—

gen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial— oder berufs—

_5_.
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politischer Zwecksetzung); soweit dies nicht der Fall is t — wie

bei den Mi% lie dern und Angestellten von Vereinigungen der

Xriegsopfer — ergibt sich dies daraus, daß der Jertreturg der

Kriegsopfer eine besondere Rolle im OZlal*€Tlß■ßllßl€■ Ver fah—

ren‚ nicht aber im erbeitsgeriehtliehen Verfahren, zukommt; es

kann jedoch keinesfalls gesa5 werden‚ daß die Vertreter von
dev xerks haften und Arbeit5ebervereinigungen besser zur Vertre—

‚tun5 vor Arbei‘s5eriehten qualifiziert seien als die Vertreter

von Verein un5;en der Krie5sopfer zur Vertretung vor den Sozial—

5eriehteno bei der Neufassung des ArbGG hat ein sachlicher An—

laß bestanden, die Vertretun*sbefu is und die Befugnis zur

vereinfachten Zustellung an Verbands vertreter susführli eh zu

regeln? weil das VwZG m arbeitsgerichtliehen Verfahren nicht

gilt und weil im Zivilprozeßrecht9 das grundsätzlich vom AHV731tS—

zwang ausgeht‚ fur eine Regelung der Ve rtre tungsbefugn is durch

urd damit auch für eine vereinfachte Zustellung an Verband ver—

treter kein Anlaß bestanden'hat° Es kann dahingestellt bleiben,

aus welchen Gründen bei Verkündung des SGG eine den 5 50 Absa 2

ArbGG entsprechend e Regelung für die vereini'achte Zuste llun5 an

Verbands vertreter unterblieben ist, jedenfalls kann aus dem

Fehlen einer aus drücklichen Re5elun5 noch nicht 5es chlossen wer—

den? der Gesetz5eber h be die vereinfachte Zus tellun5 an Ver—
bsndsvertreter, wie sie in 5 5 Abs„ 2 VwZG fur andere Personen—

5ru %n aUcCl”'“@■ is t, im soziulgeriehtlichen Verfahren aus—

)“

&
hlie ßen wollen„ ds trifft auch nicht zu? daß Ausnuhmebestim—

»un5en eine Analogie gggp;gtgg und zu einem Umkehrsehluß zyig:

5en„ Zwar desrf eine Vorschrift? die für einen bestirmten Aus—
nah %fall oder eine Gruppe solcher Fälle erlassen ist, nicht

analog '„mewsnut werden auf Fälle, in denen diese Ausnahmesituä—

tion nicht gegeben ist, in den Grenzen des Grundgedankens der

Ausnehmevorschrift ist aber sehr wohl eine Analogie statthaft

(vglo zoB° Engisch, Einführung in das juristische Denken S„ 147/

148)„ Der Grundgedanke für die Ausnehmevorschrift in 5 5 Abs. 2

VWZGund in den 35 50 Abs. 2, 11 Abs. 1 ArbGG ist die besondere
rtraucnsvurdieneit bestimmter Personen5ruppen und ihre beeon—

ere Vertrautheit mit Grundsätzen des allgemeinen Prozeßrechts
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oder das arbeits*elichtlicheh Verfahrens, die sie auch dann

haben können und in der Regel auch haben werden, wenn sie

nicht unter ”pers onell- r ode sachlicher Aufsicht“ des Staa—

tes oder einer berufsständischen Vertretung stehen° Dieser

Grun% edanke trifft für das sozialgerichtliche Verfahren

auch für die nicht ausdrücklich in 5 5 Abs. ? VWZG erwähne.

ten Vertreter der in 5 75 Abs. 6 Satz 5 SGG genannten Ver—

bände zu° Auch die Tätigkeit von Verbandsvertretern im ar—

beitsgerichtlichen Verfahren ist nicht grundsätzlich anders

als die Tätigkeit der Vertreter der im 5 73 Abs° 6 Satz 3 SGG
genannten Verbände im sozialgerichtlichen Verfahren° @ 5

Abs„ 2 VWZG is t sonach auf die vereinfachte Zustellung an

Ve rband& ave1treter im sozialgerichtlichen Verfahren ebenso

entsprechend anzuwenden, wie dies durch @ 50 Abs° 2 ArbGG

für die in @ 11 Abs° 1 ArbGG genannten Verbandsvertreter im

arbeitsgerichtliehen Verfahren ausdrücklich bestimmt istn

Da das Urteil des LSG° den damaligen Prozeßbevollmächtig—

ten des Klägers am 180 Dezember 1958 wirksam zugestellt wor—
den ist, at die Re visionsfrist am 19 Dezember 1958 begon—

nen (5
64a

Abs; 1 TGG), sie hat, da der 18 Januar 1059 auf

einen Sonntag fiel, am 190 Januar 1959 geendet (@ 64 Abs° 2

und 3 SGG) Die h.evisionsschrift von 15° Januar 1959 ist

aber am 200 Januar 1959, also nach Fristablauf, beim BSG°

eingegangeno Der Senat hat keine Bedenken gegen die anwalt—

schaftliche Ve sicherung von Rechtsanwalt Dr. MX"TXXxx, daß

der Schriftsatz vom 15° Januar 1959 nicht vordatiert ist;

Rechtsanwalt Dr° MXXIHHXX hat aber auch erklärt, er könne '

nicht mehr mit Mich rheit feststellen, wann der Schriftsatz

zur Post gebre cht worden sein Da der Eilbrief, mit dem die

Revis1011ssciriit dcm BSGG übersandt worden ist, den Poststem—

pel vom 19, Januar 19 59 tra gt, ist davon auszugehen, daß der

Eilbrief auch an diesem Tag, also an dem Tat, an dem die Revi—

sionsfrist abge leufen ist, zur Post gegeben werden ist„ Der

Kläger hat in seinem Antrag auf Wiedereinsctzung in den vori—

gen Stand nicht dargelegt, daß Rechtsanwalt Dr, MXXXXXXX ohne

Vers chulden gehindert gewesen sei, die Revisionsfrist einzu—

halten; die devision hätte selbst dann noch rechtzeitig tele—
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- 7 -

grafisch eingelegt werden können? wenn der am 15° Januar 1959

gefertigte Schriftsatz bis zum 190 Januar 1959 liegen geblie—

ben istc äin Verschulden seines Prozeßbevollmächtigtcn muß der

Kläger aber ebenso gegen sich gelten lassen wie sein eigenes

Verschulden (@ 75 Abs° 5 Satz 2 5GG)„ Der Antrag des Klägers
auf Üiedcreinsotzung in den vorigen Stand ist deshalb nbzulehnen

(@ 67 Abs„ 1 und Abs„ 4 Satz 1 SGG)„ Da die Revision nicht in

der gesetzlichen Frist eingelegt worden ist, ist sie schon des—

halb als unzulässig zu verwerfen (& 169 Satz 2 BSG); es bedarf

keiner Erörterung darüber, ob sie auch noch aus anderen Grinden

unzulässig wäreo
(

Die Entscheidung über die Kosten ergeht in entsprechender An—

wendung des ; 195 SGGC
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